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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Russe, Dr. Müller-Hermann, Springorum, 
Zeyer, Breidbach und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5630 - 


betr. internationale Sonderkonferenz über Energiefragen 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
3. August 1976 - III D 1 — 02 51 92 - die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Vermachtungs- 
tendenzen auch bei Energie-Rohstoffen weiterhin bestehen und 
sich u. U. sogar noch verstärken könnten, und daß die Bundes- 
republik einen nahezu unverändert hohen Anteil ihres Primär- 
energiebedarfs aus einer Weltregion mit nicht absehbaren Kri- 
senerscheinungen und mit Hochrüstung importieren muß? 


Die Bundesregierung teilt die Beurteilung, daß die Gefahr von 
Vermachtungstendenzen an den Weltenergiemärkten weiter- 
hin besteht. Sie hat dies in vielen Erklärungen und in der Fort- 
schreibung des Energieprogramms (Tz. 14 und 18) deutlich 
gesagt. Wichtigstes Ziel der Energiepolitik ist die Verminde- 
rung der sich hieraus ergebenden Risiken. Die Bundesregierung 
erwartet, daß der Mineralölanteil, der 1973 55 v. H. betrug, bis 
1985 auf etwa 44 v. H. zurückgehen wird. Die Bundesregierung 
geht dabei zusätzlich davon aus, daß es möglich sein wird, 
größere Teile dieses Bedarfs als heute aus relativ sicheren 
Gebieten, z. B. in Europa, importieren zu können. 

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der CDU/CSU betreffend Versorgungsprobleme und 
Preisentwicklung bei Erdgas ausführte (Drucksache 7/5276), ist 
die Versorgung der Bundesregierung mit Erdgas langfristig 
gesichert. Einerseits wird die Erdgasgewinnung aus inländischen 
Quellen noch auf Jahre hinaus einen namhaften Deckungsbei- 
trag leisten. Andererseits stehen die zusätzlich benötigten Men- 
gen aufgrund langfristiger Einfuhrverträge gesichert zur Ver- 
fügung. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß hinsichtlidi 
einer Verminderung der Importabhängigkeit bei Energieroh- 
stoffen bei uns in den anderen Staaten der EG noch keine wei- 
terreichenden Lösungen erarbeitet und beschlossen wurden? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 

Mit dem Energieprogramm und der Fortschreibung wurde für 
die Bundesrepublik eine klare Konzeption vorgelegt, wie das 
Ziel der verminderten Importabhängigkeit erreicht werden soll. 

In den Europäischen Gemeinschaften liegt eine Ratsentschlie- 
ßung vor, wonach die Abhängigkeit von Energieimporten, die 
1973 63 V. H. betrug, bis 1985 auf 50 v. H. reduziert werden soll. 
Gleichfalls ist eine Entschließung über Maßnahmen zur Ver- 
wirklichung dieses Ziels verabschiedet worden. Konkrete Maß- 
nahmen werden gegenwärtig in den zuständigen Gemeinschafts- 
gremien geprüft. 

Seit der Energiekonferenz in Washington im Februar 1974 hat 
die Bundesregierung aktiv das Ziel unterstützt, über die Solida- 
rität der Verbraucherländer die Position für den Dialog mit den 
Erdölländern zu verbessern und auf dieser Basis stabile Bezie- 
hungen zu den Förderländern herzustellen. Wichtige Schritte 
auf diesem Weg waren 

— die Verabschiedung des Internationalen Energieprogramms 
(lEP) im November 1974, 

— die Gründung der Internationalen Energieagentur (IFA) im 
November 1974, 

— die Schaffung eines Krisenmechanismus sowie eines Infor- 
mationssystems über den Weltölmarkt im Jahre 1975, 

— die Einleitung des Dialogs mit den Ölländern und den nicht- 
ölproduzierenden Entwicklungsländern im November 1975 
sowie 

— die Verabschiedung des Programms für langfristige Zusam- 
menarbeit im Januar 1976, das konkret am Ziel der Vermin- 
derung der Importabhängigkeit der lEA-Länder ansetzt. 

Vorbereitet und unterstrichen wurden diese Kooperationsan- 
strengungen in internationalen Konferenzen wie den Minister- 
treffen in der lEA und der OECD sowie den Wirtschaftsgipfeln 
von Rambouillet und Puerto Rico. 

Internationale Beschlüsse und Programme sind somit hinrei- 
chend vorhanden. Worauf es nach Auffassung der Bundesregie- 
rung nunmehr ankommen wird, ist den geschaffenen Koopera- 
tionsrahmen zu konkretisieren und mit Aktivität zu füllen. 
Hierfür muß die Initiative zwangsläufig in erster Linie bei den 
über Energievorkommen verfügenden Ländern liegen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die vom Außen- 
minister der USA vorgeschlagene Sonderkonferenz über Wege 
und Maßnahmen zu größerer Unabhängigkeit in der Energie- 
versorgung sinnvoll ist und innerhalb der nächsten sechs bis 
neun Monate abgehalten werden sollte? 

4. Was denkt die Bundesregierung im Interesse einer recht- 
zeitigen und umfassenden Vorbereitung auf diese Konferenz 
zu unternehmen? 
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5. Hat die Bundesregierung in diesem Zusammenhang bereits 
Erklärungen abgegeben, bzw. ist die Bundesregierung bereit, 
ihr Interesse an dieser Sonderkonierenz durch eine alsbaldige 
Erklärung über die Zweckmäßigkeit der Konferenz und über die 
Teilnahme der Bundesrepublik Deutschland zu unterstreichen? 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, aktiv jede 
Initiative zu unterstützen, die die Erlangung des Ziels einer 
größeren Unabhängigkeit in der Energieversorgung voranzu- 
bringen verspricht. Sie steht daher auch der von US-Außen- 
minister Kissinger vorgeschlagenen Sonderkonferenz über 
Energiefragen aufgeschlossen gegenüber. 

Im übrigen hat ja bereits im vergangenen Jahr eine solche 
Ministerkonferenz im lEA-Rahmen stattgefunden. Eine Teil- 
nahme auch der übrigen bisher in der lEA nicht vertretenen 
OECD-Länder würde die Bundesregierung begrüßen, damit die 
EG mit allen ihren Mitgliedstaaten vertreten wäre. 

Materiell ist die Bundesregierung bereits heute insbesondere 
im Hinblick auf die in der Antwort zu Frage 2 genannten Ar- 
beiten, an denen die Bundesregierung aktiven Anteil hat, auf 
eine solche Konferenz vorbereitet. Die deutsche Verhandlungs- 
position kann allerdings definitiv erst im Lichte der bei Heran- 
nahen des Konferenztermins gegebenen Lage auf dem Welt- 
energiemarkt festgelegt werden, wobei insbesondere auch die 
Ergebnisse der Konferenz für internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit im Energiebereich berücksichtigt werden müs- 
sen. 
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